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Irene Gölz, Landesfachbereichsleiterin Gesundheit, Soziale Dienste, Bildung und 

Wissenschaft, ver.di Baden-Württemberg 

 

Rede zum 1. Mai in Schwäbisch Hall 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

es tut so gut, dass wir nach mehr als zwei Jahren endlich wieder zusammenkommen 

können. Ich bin froh, euch alle hier live zu sehen.  

Gewerkschaften leben vom Miteinander, dem gemeinsamen Handeln, von Solidarität 

und spürbarer Kollegialität. Überall auf der Welt versammeln wir uns heute, um für 

unsere Rechte, gute Löhne, gute Arbeit, aber auch für eine friedliche, gerechte und 

lebenswerte Welt einzutreten. Auch hier in Schwäbisch Hall. Ein herzliches Willkommen 

euch allen! 

Der 1. Mai 2022 – das ist jedoch auch ein Tag der Arbeit, der aus einem anderen Grund 

so anders ist als in den letzten Jahren. Es ist auch ein Tag des klaren Zeichens gegen den 

Krieg und ein Tag der Anteilnahme.  

Seit dem 24. Februar hat der völkerrechtswidrige, imperialistische Angriffskrieg auf die 

Ukraine tausende Opfer gefordert. Auf Befehl Putins wurde die Bevölkerung und zivile 

Einrichtungen, die Infrastruktur, Krankenhäuser, Entbindungskliniken und vor allem 

Wohnhäuser gezielt angegriffen.  

Hunderttausende sind eingekesselt, verletzt und leiden Hunger. Die Heimat von 

Millionen ist nach zwei Monaten völlig zerstört.  

In Butscha und höchstwahrscheinlich an weiteren Orten wurde brutal gemordet. Im 

Übrigen ein Vorgehen Russlands, das bereits in Syrien zu unsäglichem Leid und 

Zerstörung geführt hat. Auch die Türkei geht im Nordirak so vor – ohne, dass dies 

genauso verurteilt wird.   

Die Verantwortlichen, vor allem Präsident Putin müssen dafür vor dem Internationalen 

Strafgerichtshof in Den Haag zur Rechenschaft gezogen werden! 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die gemeinsame Botschaft der freien, der demokratischen Gewerkschaften lautet: Unser 

Respekt, unsere Anteilnahme und unsere Solidarität gehören den bedrohten Menschen 

in der Ukraine. Unser Respekt und unsere Solidarität gehören aber auch den Menschen 

in Russland und Belarus, die sich trotz massiver Repressionen mutig gegen diesen Krieg 

stellen.  

Freiheit für die Ukraine! Stoppen Sie diesen Krieg, Präsident Putin! 

Unsere Anteilnahme und Solidarität gilt allen Menschen, die unter Krieg und Vertrei-

bung leiden! In viele Ländern der Welt herrscht Krieg. Von unserem Ziel, eine Welt ohne 

Krieg, sind wir meilenweit entfernt.  

Schmerzhaft zeigen uns diese Kriege was Willy Brandt gesagt hat: „Frieden ist nicht 

alles, aber ohne Frieden ist alles nichts.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Wir müssen die europäischen Grenzen gemeinsam offenhalten, um allen Geflüchteten 

vor Krieg und Vertreibung helfen zu können – ohne Unterschied.  

Es macht mich so wütend, dass Geflüchtete in zwei Klassen eingeteilt werden. Da sind 

auf der einen Seite die Menschen aus der Ukraine, die zu uns fliehen. Auf der anderen 

Seite Menschen z.B. aus Syrien oder Afghanistan, die z.B. hier in quälend langen Aner-

kennungsverfahren stecken und nicht arbeiten dürfen, obwohl wir viele von ihnen so 

dringend brauchen würden. Viele, die abgeschoben werden in eine ungewisse, oft 

bedrohte Zukunft. Zweite Klasse-Geflüchtete sind aber auch aus der Ukraine geflüchtete 

Roma-Familien, denen unter anderem der Zugang zu Aufenthaltsräumen im Mann-

heimer Bahnhof verwehrt wurden. Das, liebe Kolleginnen und Kollege, ist blanker 

Rassismus, dem wir uns mit aller Kraft entgegenstemmen müssen. 

Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine ist auch für uns deutlich spürbar. Da ist die 

große Welle der Solidarität. Tausende Freiwillige versorgen die Geflüchteten mit Lebens-

mitteln, Kleidung und Medikamenten, unterstützen mit Unterkünften.  

Allen gilt unser Respekt und Dank. 

Es kommt jetzt aber auch erneut eine riesige Aufgabe auf die Städte und Gemeinden 

zu, ebenso wie z.B. auf die Bundesagentur für Arbeit. 
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Was durch unsere Kolleginnen und Kollegen in den Wohlfahrtsverbänden und den 

verschiedenen öffentlichen Institutionen und Einrichtungen geleistet wird, ist großartig! 

Darunter sind sehr, sehr viele Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter – und wir sind 

gemeinsam stolz auf unsere Kolleginnen und Kollegen! 

Damit sie ihre Arbeit weiter tun können, muss unsere Daseinsvorsorge jetzt aber endlich 

personell und finanziell besser ausgestattet werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Genau das Gegenteil droht nun aber mit Hinweis auf die Schuldenbremse und die Auf-

rüstung.  

Die Bundesregierung hat in Reaktion auf Putins Angriffskrieg ein milliardenschweres 

Aufrüstungsprogramm angekündigt. Deutschland soll zukünftig zwei Prozent seiner 

Wirtschaftsleistung für die Verteidigung ausgeben. Damit steigen die Militärausgaben 

um jährlich weitere 25 Milliarden Euro. Zusätzlich soll durch eine Grundgesetzänderung 

ein Sondervermögen von 100 Milliarden Euro geschaffen werden. Beides lehnen wir ab. 

Bereits jetzt beträgt der Verteidigungshaushalt 50 Mrd. Euro jährlich.  

Völlig unverständlich ist zudem, dass jetzt als erste große Investition ausgerechnet ein 

atomwaffenfähiger Kampfjet für Deutschland gekauft werden soll. 

Die Diskussion um mehr Sicherheit in Europa darf nicht allein aus einer militärischen 

Perspektive geführt werden.  

George B: Shaw sagte dazu sehr treffend: „Krieg ist ein Zustand, bei dem Menschen 

aufeinander schießen, die sich nicht kennen auf Befehl von Menschen, die sich wohl 

kennen, aber nicht aufeinander schießen.“ 

Die Probleme des 21. Jahrhunderts sind herauffordernd genug, wir brauchen dazu nicht 

noch die Irrwege des 20. Jahrhunderts. Unser Ziel bleibt eine Welt ohne Waffen. 

Insbesondere mit ohne atomaren Waffen. Wir wollen keinen neuen Rüstungswettlauf, 

der auf Kosten der dringlichen Investitionen in Soziales, in Bildung und den Schutz des 

Klimas geht. 

Waffenlieferungen müssen immer verbunden sein mit einer Verhandlungsoffensive für 

Frieden. Und schwerwiegende Entscheidungen müssen mit sehr viel Bedacht und 

Abwägung getroffen werden und dürfen nicht der Spielball für parteipolitische Winkel-

züge sein oder über die Sozialen Medien getrieben werden – so erlebe ich die Diskussion 
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um das Thema schwere Waffen. Das ist widerlich und brandgefährlich. Denn zu groß ist 

die Gefahr eines dritten Weltkrieges.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die Herausforderungen, die durch die Beendigung der Abhängigkeit von Importen von 

Öl und Gas aus Russland entstehen, bleiben enorm. Um die Lücke zu füllen, müssen die 

erneuerbaren Energien deutlich schneller ausgebaut werden als geplant. Die Automobil-

industrie ist mitten im Umbruch. Um die Klimaziele zu erreichen, muss massiv in den 

Öffentlichen Personennahverkehr investiert werden. 

Corona hat zu einem Digitalisierungsschub geführt. In vielen Dienstleistungsbranchen 

wird Homeoffice zum hautsächlichen Arbeitsort. Und um Kosten zu sparen, geben 

bspw. Banken und Versicherungen im großen Stil Büroflächen ab, auch wenn die 

Beschäftigten daheim nur unter improvisierten Bedingungen arbeiten können, mit 

meiner Meinung nach fatalen Folgen für solidarische Belegschaften, die sich gemeinsam 

für Veränderungen einsetzen. Wie soll das gehen, wenn sich die Kolleginnen und 

Kollegen so gut wie nicht mehr sehen – eine große Herausforderung für uns Gewerk-

schaften, der wir uns stellen werden.  

Im Handel und auch der Gastronomie kommen bestehende Geschäftsmodelle unter 

Druck – Amazon und Lieferando boomen. 

Und auch das haben die letzten zwei Jahre der Pandemie schonungslos offengelegt. 

Vom Gesundheitswesen und der Pflege bis zur Kita und den Schulen - der Bedarf an 

Investitionen in mehr Personal und einer besseren Bezahlung ist unübersehbar.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter können Veränderung! Viele Dinge 

kommen zusammen: Die Digitalisierung, ein umweltfreundlicher Umbau unserer Wirt-

schaft und unserer Gesellschaft. Die Sicherung der Daseinsvorsorge.  

Wir Gewerkschaften fordern, dass diese Veränderungen gemeinsam mit den Beschäftig-

ten organisiert werden. Veränderungen werden nur dann im Sinne der Menschen ge-

staltbar sein, wenn es in Deutschland eine Politik für mehr Gerechtigkeit, einen faireren 

Arbeitsmarkt und einen modernen Sozialstaat gibt. Dafür treten wir als Gewerkschaften 

an – das fordern wir gerade an diesem 1. Mai ein. Das machen wir selbstbewusst und 
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unabhängig – auch gegenüber der neuen Bundesregierung, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen.  

Wir begrüßen, dass noch im Oktober diesen Jahres der gesetzliche Mindestlohn auf 12 

Euro angehoben werden soll. Damit wird eine der wichtigsten Forderungen der Gewerk-

schaften umgesetzt. Er ist wichtig, um die Tariflöhne von unten zu stabilisieren.  

Von der Anhebung des Mindestlohns profitieren mehr als sechs Millionen Beschäftigte 

und das ist angesichts steigender Inflation mehr als notwendig! Und gleichzeitig gilt 

leider: von 12 Euro kann niemand in Baden-Württemberg leben, schon gar nicht in den 

Großstädten oder Städten mit Universitäten. 

Die Arbeitgeberverbände haben nun angekündigt, gegen die Anhebung des Mindest-

lohns klagen zu wollen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

dieses Ereignis belegt: Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände will 

Armutslöhne verfestigen – und das in Zeiten rasant steigender Preise und Mieten. Das ist 

nicht hinnehmbar und da werden wir gegenhalten.  

Es gibt noch immer zu viele unsichere Beschäftigungsmöglichkeiten in Deutschland. – 

viele Arbeitgeber nutzen das aus. Viele der betroffenen Kolleginnen und Kollegen 

werden darüber krank.  

Deshalb fordern wir:  

Weg mit allen sachgrundlosen Befristungen und Ketten-befristungen! 

Weg mit Minijobs, denn sie sind die Vorprogrammierung von Altersarmut, insbesondere 

für Frauen.  

Zur Neuordnung des Arbeitsmarktes gehört auch die Überwindung des Hartz-IV-

Systems. Das Sanktionsregime, die verschärften Zumutbarkeitsregeln und die niedrigen 

Regelsätze machen Hartz IV zu einer Stütze des Niedriglohnsektors. Damit muss Schluss 

sein, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Wir fordern das Ende von prekärer Arbeit! Wir kämpfen für mehr Tarifschutz – auch 

durch eine erleichterte Allgemeinverbindlichkeit! Wir streiten für eine Arbeitswelt, in der 

es fair und gerecht zugeht! 
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Niemand darf unter unsäglichen Arbeitsbedingungen arbeiten müssen, nirgendwo auf 

der Welt.  

Und wir tun dies gemeinsam – liebe Kolleginnen und Kollegen. Gemeinsam als Gewerk-

schaftskolleg*innen – in den Betrieben, Einrichtungen und Verwaltungen und in der 

Tarifpolitik.  

Wir sind mitten in den Betriebsratswahlen. 

In über 10.000 Betrieben bundesweit wählen die Beschäftigten in diesen Wochen ihre 

Interessenvertretungen. Jede abgegebene Stimme stärkt die Demokratie und stärkt die 

Beschäftigten in den Betrieben. 

Erste Ergebnisse liegen vor – die Kandidatinnen und Kandidaten der DGB Gewerk-

schaften gehen bislang gestärkt aus den Wahlen hervor.  

Rechte Listen z.B. der rechtsextremen Pseudo-Gewerkschaft Zentrum (bisher Zentrum 

Automobil) haben bislang kaum einen Stich machen können und das, obwohl sie im 

Windschatten der Debatte um die einrichtungsbezogene Impfplicht im Sozial- und 

Gesundheitswesen versucht haben, auch dort Fuß zu fassen! Dass die Kolleginnen und 

Kollegen in den Betrieben diesen rechten Gruppierungen nicht auf dem Leim gegangen 

sind, ist ermutigend, aber wir werden weiter wachsam sein müssen.  

Allen bereits gewählten Kolleginnen und Kollegen gratuliere ich herzlich und wünsche 

ihnen viel Kraft und Energie für ihre so wichtige Arbeit.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

die Gewerkschaften im DGB verhandeln dieses Jahr für knapp zehn Millionen Beschäf-

tigte Tarifverträge. Eine riesige Herausforderung in einer Zeit mit stark steigenden 

Lebenshaltungskosten und Mieten.  

Ganz besonders wichtig ist es mir als Teil des ver.di-Fachbereichs Gesundheit, Soziale 

Dienste, Bildung und Wissenschaft, die Kolleginnen und Kollegen aus den Sozial- und 

Gesundheitsberufen hier auf dem Platz herzlich zu begrüßen.  

Wir streiten seit vielen Jahren gemeinsam dafür, dass Sozial- und Gesundheitsberufe 

aufgewertet und entlastet werden. Wir haben Erfolge erzielt, sind aber noch nicht am 

Ziel.  
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Fast jede und jeder fünfte Beschäftigte arbeitet heute in einem Erziehungs-, Gesund-

heits- oder Pflegeberuf – 80 Prozent davon sind Frauen.  

Die seit Jahren vorgebrachten, dringenden Anliegen u.a. der Erzieher*innen, Sozial-

arbeiter*innen, Heilerziehungs-pfleger*innen, Pflegepersonen werden noch immer nicht 

ernst genommen. Der Arbeitsalltag sozialer Berufe ist körperlich und psychisch 

anstrengend. Ständig ist das Personal knapp und die beruflichen Anforderungen 

nehmen zu. Die Pandemie hat diese schwierige Situation noch verschärft. Die 

Kolleg*innen arbeiten seit Beginn der Coronapandemie nicht mehr nur am, sondern 

über dem Limit, auch hier in der Region im Diak, im Krankenhaus Crailsheim, im 

Sonnenhof oder in der Samariterstiftung in Obersontheim.  

Nun kommt mit der wichtigen Aufgabe der Integration der Geflüchteten eine weitere 

Herausforderung auf die ohnehin schon überlasteten Kolleg*innen des Sozial- und 

Erziehungsdienstes zu. Es braucht deshalb Entlastung und Aufwertung! Das ist die 

Botschaft, die gehört werden muss – jetzt endlich! 

Und wir sind da dran. Wir befinden uns aktuell in einer heftigen Tarifauseinander-

setzung im Sozial- und Erziehungsdienst, die wir im Auftrag und mit den Kolleginnen 

und Kollegen führen, die täglich für Kinder und Jugendliche da sind, die sich in der 

sozialen Arbeit für Menschen einsetzen, die Menschen mit Behinderungen begleiten, 

haben sich aufgemacht und kämpfen um die Aufwertung ihrer Berufe. Sie fordern mehr 

Gehalt, bessere Arbeitsbedingungen und Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel.  

Die kommunalen Arbeitgeber dagegen warnen vor zu hohen Personalkosten. Sie 

beziffern die gewerkschaftlichen Forderungen auf mindestens 500 Millionen Euro.  

Glauben die Arbeitgeber im Ernst, dass diese Zahl im Jahr 2022 noch jemanden beein-

druckt? Andersherum wird ein Schuh draus. Wenn die Aufwertung und Entlastung 

sozialer Berufe ernsthaft an 500 Millionen Euro scheitern sollte, dann ist das erbärmlich. 

Es sind im Übrigen dieselben Arbeitgeber, die in Sonntagsreden den Fachkräftemangel 

beweinen und sich dann, wenn es in Tarifverhandlungen drauf ankommt, an dieses 

Problem nicht erinnern.  

Ich bin stocksauer. Schade, dass der OB heute nicht da ist. Ich hätte ihn sonst aufge-

fordert, hier und heute zu versprechen, sich für die Kolleginnen und Kollegen einzu-

setzen, die z.B. die Betreuung der Kitakinder in seiner Stadt gewährleisten.  
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Es braucht jetzt in der dritten Verhandlungsrunde am 16./17.5. endlich ein verhand-

lungsfähiges Angebot, verehrte Arbeitgeber! 

In den nächsten beiden Wochen wird es deshalb bundesweit zu weiteren Streiks 

kommen. Wir rechnen mit zehntausenden von Streikenden und nochmal so vielen 

Unterstützer*innen aus Bereichen wie der Diakonie und der Caritas, die im Nachgang 

von einem Tarifabschluss im öffentlichen Dienst profitieren. Ich rufe euch alle auf: jetzt 

kommt es auf Jeden und Jede an. Seid dabei bei den Streiks, Kundgebungen und 

Demonstrationen – als von der Tarifrunde Betroffene oder als Unterstützer*in.  

Wir wissen, dass die Streiks für Eltern eine weitere Belastung sind. Aber vergessen wir 

nicht: Im Gegensatz zu den Schulen waren die Kitas nie zu: Notbetreuung, erweiterte 

Notbetreuung und fast immer Regelbetrieb unter Pandemiebedingungen haben die 

letzten zwei Jahre geprägt. In der Omikronwelle war zweitweise sage und schreibe ein 

Viertel des Personals erkrankt.  

Seid deshalb solidarisch – unterstützt die Kolleginnen aus dem Sozial- und Erziehungs-

dienst! Ihr Kampf ist unser gemeinsamer Kampf! 

In den allermeisten weiteren Tarifrunden dieses Jahres stehen – angesichts stark steigen-

dender Preise – die Forderungen nach prozentualen Einkommenssteigerungen im 

Vordergrund.  

In der chemischen Industrie ebenso in den Unikliniken in Baden-Württemberg konnte 

ein Zwischenergebnis bis in den Herbst erzielt werden – dann geht es weiter. In diesem 

Jahr stehen unter anderem noch Tarifverhandlungen bei der Telekom und in der Metall- 

und Elektroindustrie an. Ab Januar 23 dann im öffentlichen Dienst und bei der Post – 

und dann folgen weitere Tarifbereiche. 

Arbeitgeber und einige Ökonomen malen jetzt das Schreckgespenst einer sogenannten 

Lohn-Preis-Spirale an die Wand. Sie warnen davor, durch zu hohe Lohnabschlüsse die 

Inflation anzuheizen. Deswegen sollten wir uns bei den Lohnforderungen zurückhalten. 

Darauf, liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen wir uns nicht ein! Es kann doch nicht 

sein, dass in den Vorstandsetagen dank steigender Gewinne die Vergütungen in den 

Himmel klettern und außerdem die Aktionäre bedient wer-den - die Beschäftigten aber 

verzichten sollen. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir stellen uns auf harte Tarifrunden ein – und wir nehmen die Herausforderung an! 

Noch ein weiterer Punkt. Seit Jahren fordern wir Entlastung für die Beschäftigte in den 

Krankenhäusern und Altenpflege durch ein verbindliches Verfahren, das festlegt, wie 

viel Personal es für wie viele Patient*innen oder Bewohner*innen braucht.  

Sowohl für die Altenpflege als auch für die Krankenhäuser lagen Konzepte in der 

Schublade von Herrn Spahn und liegen noch in der von Herr Lauterbach. Wir fordern 

den Gesundheitsminister auf, umgehend für Entlastung der Beschäftigten durch mehr 

Personal auf der Basis eines verbindlichen Personalbemessungsverfahren zu sorgen.  

Als letzten Punkt noch mal ein Wort zu den Preisen: 

Die derzeitige hohe Inflation hat eine soziale Schieflage. Die steigenden Preise belasten 

Menschen, die durchschnittliche oder eher niedrige Einkommen haben, besonders stark. 

Das gilt erst recht für die Menschen, die von der Grundsicherung leben müssen. Und die 

Preise steigen immer weiter – auch für wichtige Nahrungsmittel. Es braucht daher jetzt 

auch politische Maßnahmen, um die Auswirkungen der Preissteigerungen zu begrenzen. 

Die Bundesregierung hat erste Schritte auf den Weg gebracht – das reicht aber noch 

nicht! Es braucht mehr und mutigerer Maßnahmen: Der Gaspreis muss für Normal- und 

Geringverdiener gedeckelt werden. Wir fordern ein Mobilitätsgeld – damit der Weg zur 

Arbeit nicht den Lohn auffrisst.  

Und es darf nicht wieder vorkommen, dass ausgerechnet Rentnerinnen und Rentner bei 

den Entlastungen vergessen werden! 

Bundesfinanzminister Christian Lindner hat neulich gesagt: 

„Der Krieg in der Ukraine macht uns alle ärmer – und diesen Wohlstandsverlust kann 

auch der Staat nicht auffangen.“ Und das Beraterumfeld von Christian Lindner – 

beispielsweise Professor Lars Feld, geht dann noch einen Schritt weiter und führt aus, 

ein Rückbau des Sozialstaates und Rentenkürzungen seien unausweichlich. Aber stimmt 

die These überhaupt – werden wirklich „alle ärmer“? 

Die Antwort ist eindeutig Nein. 

Einige werden trotz Corona und Krieg immer reicher – und gleichzeitig leidet die Breite 

der Bevölkerung unter stark steigenden Preisen. Jeder 6. Mensch in Baden-Württemberg 
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ist von Armut bedroht, ist heute in der Presse zu lesen. Zwischen Kiel und München 

leben über 130 Milliardäre und 1,2 Millionen Millionäre, davon überproportional viele in 

Baden-Württemberg. Das private Vermögen wiegt mehr als 13 Billionen Euro. Und 

dieses Vermögen ist trotz Corona weitergewachsen. 

Das reichste Promille der Bevölkerung – 70.000 Reiche – besitzt ein Viertel des gesamten 

Vermögens in Deutschland. Die Hälfte der Bevölkerung geht hingegen völlig leer aus. 

Das ist übrigens alles nachzulesen. Das Magazin FORBES hat die aktuelle Liste der 

reichsten Deutschen erst vor ein paar Tagen veröffentlicht.  

An der Spitze der Reichen-Liste in Deutschland stehen übrigens die Eigentümer von 

Handelsunternehmen. 

Ich frage: Wann, wenn nicht jetzt ist es endlich an der Zeit, dass die Reichen und die 

Superreichen einen angemessenen Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwohls über-

nehmen?! Durch eine Abgabe auf hohe Vermögen. Durch eine angemessene 

Besteuerung von Kapitaleinkünften und von hohen Erbschaften Durch eine international 

wirksame Besteuerung von Unternehmensgewinnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

unsere Botschaft an diesem 1. Mai ist klar und deutlich: Wir stehen für eine solidarische 

und gerechte Gesellschaft, in der Menschen gleich welcher Herkunft, gleich welchen 

Glaubens, teilhaben können. Wir stehen solidarisch an der Seite des ukrainischen Volkes 

und fordern ein Ende der Gewalt – überall auf der Welt. Und wir streiten weiter für gute 

Löhne, gute Arbeit und soziale Sicherheit. Das machen wir gemeinsam – hier in 

Schwäbisch Hall – und solidarisch mit unseren Kolleginnen und Kollegen weltweit! 

 

Herzlichen Dank, dass Ihr heute hier seid und fürs Zuhören! 


